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Demokratie braucht Qualität
 
80 Abgeordnete der SPD-Bundestagsfraktion fordern in einer Erklärung unter
dem Motto „Demokratie braucht Parität“ die Änderung des Wahlrechts zur
Herstellung einer paritätischen Besetzung des Deutschen Bundestages.

Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der Alternative für
Deutschland, erklärt, dass zunächst einmal Parlamente Qualität statt Parität
brauchen.

„Wir erleben, dass ein großer Teil der Bürger unzufrieden mit der Politik sind,
nicht gehört werden und sich einen Wechsel wünschen. Dabei geht es den
Bürgern gewiss nicht um das Geschlecht der Volksvertreter. Die Forderung
nach einer Frauenquote ist meilenweit an der Lebensrealität der Menschen
vorbei, zumal es ja angeblich nach woker Auffassung noch viel mehr
Geschlechter geben soll.

Entscheidend für die Zusammensetzung des Deutschen Bundestages müssen
Eignung, Leistung und die freie Wahlentscheidung der Bürger sein. Wer
Quoten über die demokratische Auswahl stellt, setzt falsche Prioritäten. Das
Vertrauen in die Demokratie wird nicht dadurch gestärkt, dass Mandate nach
Geschlechtern verteilt werden, sondern dadurch, dass die Bürgeranliegen
ernst genommen und Probleme tatsächlich gelöst werden.

Anstatt sich mit immer neuen gesellschaftspolitischen Projekten zu
beschäftigen, sollte sich die Politik den drängenden Fragen unserer Zeit
widmen – von der wirtschaftlichen Entwicklung über die innere Sicherheit bis
hin zu einer wirkungsvollen Begrenzung der Migration. Die Menschen
erwarten völlig zu Recht Lösungen und keine Symbolpolitik.

Demokratie braucht keine Parität, Demokratie braucht Qualität. Sie lebt vom
Leistungsprinzip, von der Freiheit der Wähler und vom Wettbewerb der besten
Ideen. Eine starre Quotierung wird weder den Interessen der Bürger gerecht
noch stärkt sie die Akzeptanz parlamentarischer Entscheidungen.“

 



Pressestatements
Lächerlich-hilfloses KI-Gutachten ist versuchte Diffamierung der
stärksten Partei Deutschlands
 
In öffentlichen Stellungnahmen fordern mal wieder SPD-Politiker aus
den hinteren Reihen, etwa die sogenannte Ostbeauftragte – ein Amt, das
ohnehin abgeschafft werden muss – sowie der Innenminister
Thüringens das Einleiten eines Verbotsverfahrens gegen die AfD. 
 
Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher, betont, es sei kein
Zufall, dass gerade Persönlichkeiten der SPD, die in Thüringen nur
knapp über der 5-%-Schwelle liegt, derartige Forderungen
aussprächen:
 
„Das um die 3000 Seiten starke Sammelsurium der sich selbst so
nennenden ‚Gesellschaft für Freiheitsrechte‘, von der ich bislang gar
nichts gehört hatte, müffelt stark nach KI-Dominanz. Es reiht sich ein in
den antidemokratischen Aktivismus linker und linksextremer
Gruppierungen zur Diffamierung der Opposition und der mit Abstand in
den Umfragen größten deutschen Partei. Hier wird ein weiteres Mal mit
pseudowissenschaftlichem Anstrich versucht, gute, demokratische
Oppositionsarbeit in den Dreck zu ziehen und abweichende Meinungen
zu zensieren. Demokratie lebt aber vom offenen Austausch der
Argumente, von unterschiedlichen Auffassungen. Einer Demokratie ist
die Debatte um das Verbot der stärksten Partei alles andere als würdig.
Jeder weiß, dass die umstrittene ‚Gesellschaft für Freiheitsrechte‘ eine
Organisation ist, die den Grünen sehr nahe steht und eine klare,
durchschaubare Agenda hat. Und wenn man sich die Liste der
angeblichen Förderer anschaut, findet man auch die üblichen
Verdächtigen, die der Hass auf die AfD umtreibt. Alles in allem ist das
ein weiterer, zum Scheitern verurteilter, lächerlicher Versuch, die AfD zu
vernichten, der durch Protagonisten der Parteien, die ums Überleben
kämpfen, instrumentalisiert wird.“
 

„Diese Zahlen sind schockierend und erschütternd, gleichwohl
aber grausame Realität. Tausende Deutsche wurden im
vergangenen Jahr Opfer schwerster Straftaten, darunter
Sexualdelikte, Körperverletzungen, Raubtaten sowie Delikte gegen
die persönliche Freiheit, bei denen auf Tatverdächtigenseite
mindestens ein Zuwanderer erfasst wurde. Besonders alarmierend
ist die hohe Zahl von Straftaten gegen die sexuelle
Selbstbestimmung und die körperliche Unversehrtheit.

Diese Entwicklungen müssen dringend thematisiert werden. Wer
die innere Sicherheit ernst nimmt, muss die Realität zur Kenntnis
nehmen und die Ursachen offen benennen. Die Bürger haben ein
Recht darauf zu erfahren, wie sich die verantwortungslose
Migrationspolitik auf die Sicherheitslage in unserem Land
auswirkt.

Diese Zahlen zeigen zudem, dass bestimmte
Staatsangehörigkeiten unter den Tatverdächtigen besonders
häufig vertreten sind. Auch diese Tatsachen dürfen nicht aus
ideologischen Gründen tabuisiert werden. Eine sachliche Debatte
setzt voraus, dass Probleme benannt und nicht verdrängt werden.

Deutschland braucht endlich eine Politik, die den Schutz der
eigenen Bevölkerung wieder in den Mittelpunkt stellt. Dazu gehören
eine konsequente Kontrolle der Grenzen, die konsequente
Abschiebung ausreisepflichtiger Straftäter und eine
Migrationspolitik, die sich am Sicherheitsinteresse der Bürger
orientiert.“
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Aktuelle Videos 
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Vortrag unseres Stpendiaten zur Lage in Argentinien
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Bürgerdialog in Marzahn
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Demokratiekongress Tag 1
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Demokratiekongress Tag 2
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Rückblick auf die Plenarwoche
Mittwoch 24. Juni 2026

Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) will, dass die am 23. Juni veröffentlichten Vorschläge der Kommission zur Reform des
Alterssicherungssystems in vollem Umfang umgesetzt werden. In der Befragung der Bundesregierung am Mittwoch sagte der Kanzler
im Bundestag, die Ergebnisse der Kommission seien weitreichende Reformvorschläge zur dauerhaften Stabilisierung der
Alterseinkommen mit einem neuen Gesamtversorgungsniveau. Der AfD-Abgeordnete Leif-Erik Holm sprach von einer „verheerenden
Bilanz“ des Kanzlers nach einem Jahr Amtszeit, von einer massiven Sonderverschuldung und einer Wirtschaft, „die den Bach
runtergeht“. Dem hielt Merz entgegen, die Ereignisse der letzten Tage bewiesen das Gegenteil. Die Regierung sei entschlossen, die
Probleme des Landes zu lösen: „Wir tun das Schritt für Schritt. Den von Ihnen vorgeschlagenen Weg gehen wir nicht.“
Im Anschluss an die Regierungsbefragung folgte die Fragestunde. Getrennt nach Ressorts beantworteten Vertreter der
Bundesregierung 45 Minuten lang Fragen, die von den Abgeordneten vorab schriftlich eingereicht worden waren. Der rheinland-
pfälzische AfD-Abgeordnete Bernd Schattner fragte das Bundeswirtschaftsministerium, welche Maßnahmen die Bundesregierung zur
Entlastung der Bürger und Unternehmen in Deutschland nach dem Auslaufen des zweimonatigen Tankrabatts am Ende des Monats
Juni 2026 plant.
Massive Kritik aus den anderen Fraktionen hat Die Linke bei einer Aktuellen Stunde zu hören bekommen. Diese stand unter dem Titel
„Inakzeptable Äußerungen des Co-Vorsitzenden Pantisano und antisemitische Tendenzen auf dem Bundesparteitag der Partei Die
Linke“ und fand auf Verlangen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD statt. CDU-Generalsekretär Dr. Carsten Linnemann eröffnete die
Aussprache mit einer Aufzählung von CDU-Gründungsmitgliedern, die von den Nationalsozialisten verfolgt worden waren. Auch mit
einem Hinweis auf den vor sieben Jahren von einem Rechtsextremisten erschossenen CDU-Politiker Walter Lübcke verwahrte er sich
gegen die Charakterisierung seiner Partei als faschistisch. Vor diesem Hintergrund nannte er Pantisanos Aussage „infam,
geschichtsvergessen und niederträchtig“. Lob für seine Worte fand Linnemann zunächst durch Dr. Götz Frömming (AfD), der
allerdings anfügte, er hätte „solch klare Worte vom Kanzler gewünscht“. Dieser sei in der vorangegangenen Regierungsbefragung
allerdings „eine klare Antwort schuldig geblieben“, wie es nach den Landtagswahlen im Herbst mit einer „weiteren Zusammenarbeit“
mit der Linken aussehe. „Hinter den Kulissen wird längst eine Kooperation von CDU und Linken in Sachsen-Anhalt vorbereitet“,
behauptete Frömming. Entschieden verwahrte sich Frömming gegen den Vorwurf, seine eigene Partei sei faschistisch. Vor dem
Hintergrund von Bestrebungen, den kommenden AfD-Bundesparteitag durch Blockaden zu verhindern, sagte er: „Nicht wer Parteitage
abhält, ist ein Faschist, sondern wer versucht, sie zu verhindern.“ Ein Nebenthema der Debatte war, inwieweit der Faschismus-
Vorwurf gegen die AfD zutrifft. In diesem Zusammenhang wurde der AfD-Abgeordnete Martin Reichardt mehrfach auf ein Foto
angesprochen, das ihn beim Zeigen des Hitlergrußes abbilden soll. Reichardt erwiderte, er habe noch nie im Leben einen Hitlergruß
gezeigt. Vielmehr habe er zwölf Jahre seines Lebens damit verbracht, „das Recht und die Freiheit des deutschen Volkes und damit
auch unsere Demokratie tapfer zu verteidigen“, sagte er angesichts seiner Zeit als Soldat. „Mir einen Hitlergruß zu unterstellen, ist
eine pöbelhafte Unverschämtheit, die ich mir verbitte“, rief er aufgebracht.
Der Bundestag hat am Mittwoch erstmals über einen Antrag der AfD-Fraktion mit dem Titel „Neue Wirtschaftskraft entfesseln –
Bürger und Unternehmen entlasten“ beraten. Die AfD-Fraktion sieht Deutschland „in der schwersten wirtschaftlichen Krise seit
Jahrzehnten“. Rezession, Unternehmenspleiten und -abwanderung, Stellenabbau, Investitionszurückhaltung und eine tiefgreifende
Deindustrialisierung gefährdeten Wohlstand und soziale Stabilität. Explodierende Energiepreise, eine übermäßige Steuer- und
Abgabenlast, die ausufernde Bürokratie und eine „fehlgeleitete, ideologisch motivierte Technologiepolitik“ schwächten die
Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Deutschland nachhaltig. Außerdem setzten ein „zunehmend unsicheres
geopolitisches Umfeld und weltweite Handelskonflikte deutsche Unternehmen weiter unter Druck“. In ihrem Antrag fordern die
Abgeordneten von der Bundesregierung, ihre Wirtschaftspolitik zu verändern. Dafür gelte es, Wirtschaft und Bürger spürbar bei
Steuern und Abgaben zu entlasten, eine sichere und kostengünstige Energieversorgung zu gewährleisten, Technologieoffenheit bei
Mobilität und Wohnen wiederherzustellen, konsequent und wirksam unnötige Bürokratie abzubauen sowie dem Fachkräftemangel
durch „heimische Talente entgegenzuwirken“.

8



Rückblick auf die Plenarwoche
Donnerstag 25. Juni 2026

Der Bundestag hat am Donnerstag über einen Antrag der AfD-Fraktion debattiert, den Missbrauch von Sozialleistungen zu stoppen und Einwanderung in das
Sozialsystem zu beenden. Nach einer teilweise hitzigen Diskussion wurde der Antrag an den zuständigen Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung
überwiesen. Darin fordert die AfD-Fraktion von der Bundesregierung unter anderem, dafür zu sorgen, dass erwerbsfähige volljährige Leistungsberechtigte
nach sechs Monaten Leistungsbezug grundsätzlich zu zumutbarer, gemeinnütziger Bürgerarbeit verpflichtet werden. Zudem müsse die Erreichbarkeit von
Leistungsempfängern im Inland als zentrale Leistungsvoraussetzung klargestellt werden. In der Debatte rechnete die AfD-Abgeordnete Gerrit Huy vor, dass
die Gesamtkosten an Sozialleistungen für Flüchtlinge derzeit 50 Milliarden Euro pro Jahr betragen. Bisher habe es noch keine Generation von Flüchtlingen
geschafft, ihre Renten selbst zu verdienen. Bürgergeld erhielten zum Beispiel zahlreiche Flüchtlinge aus Syrien und Afghanistan, obwohl dort kein Krieg
mehr herrsche. Einwanderung in die Sozialsysteme dürfe es nicht länger geben, „wenn wir als Nation weiter leben wollen“, erklärte Huy. Peter Bohnhof (AfD)
berichtete, dass gegenwärtig „eine Bande von Migranten wegen Bürgergeldbetrugs vor Gericht“ stehe. Das sei die Realität in Deutschland und das Ergebnis
einer Politik, die „unseren Sozialstaat zur Einladung an die ganze Welt macht“.
Der Bundestag hat am Donnerstag über die Reform des Baugesetzbuches beraten. Damit sollen Planungen und Genehmigungen beschleunigt, vereinfacht
und digitalisiert werden. Marc Bernhard (AfD) übte scharfe Kritik an dem Vorhaben. In Deutschland fehlten 1,8 Millionen Wohnungen. Der Wohnungsmangel
sei „die größte soziale Krise in Deutschland“. Es gebe zwar 800.000 offene Baugenehmigungen, doch „es wird nicht mehr gebaut, weil sich kein normaler
Mensch mehr die Baukosten leisten kann“, sagte Bernhard. Die „Baukostenexplosion“ werde vor allem durch „Ihren Dämmwahn, Ihr Heizungsgesetz, Ihre
CO₂-Steuer, Ihre Bürokratie und Ihre Klimaauflagen verursacht“, zählte Bernhard auf. 40 Prozent der Baukosten entstünden durch diese Vorgaben.
Die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen haben sich im Bundestag massiv für eine steuerliche Entlastung kleiner und mittlerer
Einkommensbezieher eingesetzt. Kay Gottschalk (AfD) verwies auf die mit 49,3 Prozent extrem hohe Steuer- und Abgabenbelastung in Deutschland: „Das ist
moderne Sklaverei, wenn Menschen, die arbeiten, fast 50 Prozent ihres Einkommens an diesen gefräßigen Steuerstaat abdrücken und keine Leistung mehr
bekommen, wenn sie die brauchen.“ Es sei kein Wunder, dass Deutschland auch beim Vermögen der Haushalte nur noch im unteren Mittelfeld der EU liege.
Die AfD-Fraktion stößt mit ihrer Forderung, die Unterstützung Deutschlands für die Ukraine im russischen Angriffskrieg zu beenden, auf vehementen
Widerspruch bei allen übrigen Fraktionen. In einer auf Verlangen der AfD angesetzten Aktuellen Stunde mit dem Titel „Deutschland ist nicht Kriegspartei im
eskalierenden Ukraine-Krieg – Nationale Interessen in den Fokus nehmen“ warben Vertreter der Fraktion am Donnerstag für einen Kompromissfrieden. Dr.
Alexander Gauland (AfD) widersprach dem Argument, dass die Ukraine die Freiheit Deutschlands und Europas verteidige. „Wenn die Ukraine weiterkämpfen
will, ist das ihr gutes Recht, doch nicht unsere Sache.“ Deutschland schicke Milliarden in die Ukraine, während hierzulande die Armut wachse, die
Infrastruktur verrotte und die Wirtschaft schrumpfe. Gauland warf allen übrigen Fraktionen mit Ausnahme der Linken vor, den „Ukrainekrieg“ zu einem Krieg
Deutschlands machen zu wollen. Im deutschen Interesse seien aber Friedensverhandlungen und ein Ende des Krieges mit einem Kompromiss.
Der Bundestag hat sich erstmals mit einem Antrag der AfD-Fraktion zur Einsetzung einer Enquete-Kommission „Stand der Meinungsfreiheit in Deutschland
und Europa“ befasst. Unter anderem solle die Kommission herausfinden, welche Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen vor dem Hintergrund von
Verfassungsgerichtsurteilen zur Meinungs- und Versammlungsfreiheit für die deutsche Politik abgeleitet werden sollten. Stephan Brandner (AfD) sagte in
seiner Rede dazu: „Aussagen wie ‚Es gibt die Freiheit der Rede, allerdings kann ich nicht die Freiheit nach der Rede garantieren‘, die Idi Amin, einem
afrikanischen Despoten, zugeschrieben wird, oder auch von Dunja Hayali, Aushängeschild des zweiten deutschen Staatsfunks, die sinngemäß sagte, man
könne in Deutschland eigentlich alles sagen, müsse dann aber auch mit Konsequenzen rechnen, fassen die Situation der Meinungsfreiheit in Deutschland
leider sehr gut zusammen. Es läuft nicht gut mit der Demokratie und der Freiheit hierzulande. Wie auch wirtschaftlich und gesellschaftlich sind wir dabei
auf dem absteigenden Ast, ja nahezu im freien Fall. Der sogenannte Meinungskorridor wird immer enger, aber leider nur an einem Ende. Während es kein
Problem darstellt, die Ko-Vorsitzende der größten und erfolgreichsten Partei in Deutschland als Nazischlampe und Richtung rechts nahezu alle und jeden
wahlweise als Nazis, Faschisten oder Ähnliches zu bezeichnen, darf man auf der anderen Seite einen Lügner nicht mehr Lügner, einen Schwachkopf nicht
mehr Schwachkopf, eine dumme Außenministerin nicht mehr dumme Außenministerin und einen Links- oder Rotfaschisten nicht mehr Faschisten nennen,
ohne empfindliche Strafen zu kassieren. Lassen Sie uns gemeinsam in der von uns beantragten Enquete-Kommission über den bedauernswerten Zustand
der Demokratie in unserem Land reden, daraus unsere Lehren ziehen und dann Deutschland ein Stückchen besser machen.“
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Rückblick auf die Plenarwoche
Freitag 26. Juni 2026

.
Der Bundestag hat am Freitag über den Schutz der Meinungsfreiheit und die Stärkung der Demokratie beraten. Dr. Gottfried Curio
(AfD) beklagte „staatliche Repression“ gegen Kritiker der Regierungspolitik. Die Regierung gehe „mit allen Machtmitteln des Staates“
gegen Bürger vor, die sich gegen die Politik der Regierung äußern und deren Funktionsträger kritisieren.
„Die Linken haben mal wieder einen Ladenhüter vom Wühltisch geholt. Es geht um das Wahlrecht für Minderjährige in Deutschland.
Bertolt Brecht hat einmal sinngemäß gesagt: Wenn das Volk einem nicht passt, dann muss man sich ein neues Volk aussuchen. Das
machen die Linken auch. Wenn man sich das mal anschaut: Wenn die eigenen Umfragewerte der Linken am Boden liegen, die Partei
personell und programmatisch am Ende ist und außer abgehalfterten Silberlocken, ‚Alerta, antifascista!‘-Gebrüll und Anti-AfD-Hass
nichts mehr zu bieten hat, wenn auch der letzte politische und gesellschaftliche Akteur von den Erfindern des antifaschistischen
Schutzwalls, von den Betreibern von Selbstschussanlagen und von den Mauermördern plötzlich als Faschist abgestempelt wurde und
man trotzdem nicht gewählt wird, liebe Linke, dann muss man irgendwie zu anderen Mitteln greifen und versuchen, andere
Wählergruppen aufzutun. In diesem Falle sind es die Minderjährigen ab 16 Jahre, die wählen sollen“, sagte Stephan Brandner (AfD) in
seiner Rede vor dem Bundestag.
„Sie gucken sich die Zustimmungswerte bei den jungen Leuten natürlich nicht an; denn die jungen Leute sind ja bei uns. Die
Auswertungen der letzten Wahlen haben wir ja: Wir überzeugen die Jugend mit vernünftigen Politikansätzen. Die Jugend möchte
klare Ansagen, gute Politik für Deutschland, und die bekommt sie nur von der Alternative für Deutschland. Wir wollen das Wahlrecht
gekoppelt haben an die Volljährigkeit. Geben und Nehmen, keine Rosinenpickerei: Dafür stehen wir. Aber noch wichtiger, als die
Wählerbasis zu verbreitern, ist für uns mehr direkte Demokratie, mehr Mitentscheidung und Engagement statt Stuhlkreise und
irgendwelcher Bürgerräte. Das ist das, was die Demokratie in Deutschland voranbringt. Dafür kämpfen wir, dass die Menschen – und
zwar alle Menschen in Deutschland – durch Entscheidungsmöglichkeiten stärker an den parlamentarischen und demokratischen
Prozessen hier im Lande beteiligt werden.“
Die Prozesse der Fluggastabfertigung sollen künftig digital vonstattengehen können. Dazu hat der Bundestag einen entsprechenden
Gesetzentwurf der Bundesregierung in einer vom Verkehrsausschuss geänderten Fassung verabschiedet. Zugestimmt haben die
Fraktionen von CDU/CSU, AfD und SPD. Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke stimmten gegen die Vorlage. Mit dem Gesetz verspricht
sich die Bundesregierung, die Abläufe an Flugplätzen für Passagiere „auf freiwilliger Basis“ erheblich zu vereinfachen und zu
beschleunigen. Digitale Fluggastabfertigung bedeutet laut Gesetzentwurf, dass Luftfahrtunternehmen die Flugscheine und die
Reisedokumente vor Abflug auch mithilfe automatisierter Systeme kontrollieren dürfen. Die digitale Fluggastabfertigung darf beim
Check-in, bei der Gepäckaufgabe und bei der Kontrolle zum Einsteigen in das Flugzeug angewendet werden.
Der Bundestag hat abschließend über drei Anträge von Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke zum queeren Leben in Deutschland
beraten. Alle Initiativen wurden im Anschluss an die Debatte mit den Stimmen von CDU/CSU, AfD und SPD abgelehnt.
Mit ihrer Fundamentalkritik an den Empfehlungen der Rentenkommission steht die Linksfraktion im Bundestag allein. Das wurde bei
einer von ihr beantragten Aktuellen Stunde zu ihrer Forderung nach einem „Rentensystem, das wirklich sozial gerecht ist“ am Freitag
deutlich. Ulrike Schielke-Ziesing (AfD) sieht mit den Vorschlägen der Kommission Ideen ihrer Fraktion aufgegriffen. Für das Ziel, das
Rentenniveau für alle anzuheben, „über alle Säulen der Alterssicherung hinweg auf 70 Prozent“, sei die AfD angefeindet worden. Nun
empfehle die von der Bundesregierung eingesetzte Rentenkommission „als politische Zielgröße einer lebensstandardsichernden
Altersversorgung eine Nettoersatzquote von mindestens 70 Prozent nach Steuern“. Damit fordere sie ausgerechnet das, was seit
einem halben Jahr als rechtspopulistischer Unsinn diffamiert werde, sagte die AfD-Abgeordnete. Auch der Einstieg in die
kapitalgedeckte Ergänzung der gesetzlichen Rente durch die Einführung individueller Kapitalkonten für die Versicherten nach
schwedischem Vorbild trage die Handschrift ihrer Fraktion, sagte Schielke-Ziesing.
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Die nächsten Termine

11



Die nächsten Termine
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Aus Gründen! 😉
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Besuchen Sie mich auch im Netz

📍 Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21, 
07545 Gera
📞 Tel.: 03 65 - 20 42 41 30
📠 Fax: 03 65 - 22 69 12 50
✉️ kontakt@brandner-im-
bundestag.de
🕒 Geöffnet: Mo.–Do. 10–17 Uhr
und jeden 2. Samstag 10-13 Uhr

📍 Wahlkreisbüro Meuselwitz
Bebelstraße 21, 
04610 Meuselwitz
✉️ meuselwitz@brandner-im-
bundestag.de
🕒 Geöffnet: Di. 10–17 Uhr

📍 Wahlkreisbüro Weida
Platz der Freiheit 9, 
07570 Weida
✉️ weida@brandner-im-bundestag.de
🕒 Geöffnet: Do. 10–17 Uhr und jeden 1.
Samstag im Monat: 8–11 Uhr

Wir sind für Sie da:Wir sind für Sie da:
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📍 Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11, 
04639 Gößnitz
📞 Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
✉️ goessnitz@brandner-im-
bundestag.de
🕒 Geöffnet: Do. und Fr. 10–17 Uhr
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